
Der „Brief aus Weimar” leitete im Herbst 1989  

die Selbstbefreiung der CDU in der DDR ein.  

Die Partei war nur der Transmissionsriemen  

der Politik der SED. Unterhalb der Funktionärs­

ebene blieb jedoch die Erinnerung an die demo­

kratischen Anfänge lebendig. Die vorliegende 

 Studie beschreibt den Prozess der Emanzipation 

der Ost­CDU als einen wichtigen Beitrag zur 

 friedlichen Revolution.
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Der Brief aus Weimar –
Zur selbstbefreiung der CDu im  
Herbst 1989

Ehrhart Neubert

gehört der „Brief aus Weimar”, den vier mitglieder der ost-CDu am  
10. september 1989 herausgaben, zu den schlüsseldokumenten der 
friedlichen revolution oder ist seine oft betonte politische Bedeutung 
eine nachträglich konstruierte legende? Die Debatte ist neuerlich 
wieder aufgeflammt. offensichtlich stehen hinter diesen Beiträgen 
tagespolitische interessen, zumal sie sich etwa an der Person der 
thüringischen ministerpräsidentin Christine lieberknecht festhalten.1

Der frage kann nur sachgemäß nachgegangen werden, wenn der Brief 
aus Weimar im kontext der Parteigeschichte der (ost-)CDu und be-
sonders im engeren Zeithorizont der revolutionären Vorgänge des 
Herbstes 1989 betrachtet wird. Beachtet werden muss auch, dass  
organisationen bzw. institutionen wie Parteien nicht allein Zweckver-
bände handelnder politischer gruppen mit machtinteressen sind. Par-
teien haben ein komplexes geschichtliches fundament und in ihnen 
lagern sich Werte und Wertungen sowie Handlungsmuster und emoti-
onale motive ab, die ihnen auch unabhängig von temporär in erschei-
nung tretenden Personen und historischen situationen Dauer und sta-
bilität verleihen sowie das Bedürfnis wachhalten, zu den ursprünglichen 
ansätzen zurückzukehren. Diese stabilität kann sich auch symbolisch 
ausdrücken, wie dies allein schon der Parteiname vermittelt. in der 
aktuellen Debatte ist dies vernachlässigt worden.

CDu in der DDr

Die geschichte der CDu beginnt im sommer 1945 in Berlin. Die erfah-
rungen mit der zersplitterten Parteienlandschaft in der Weimarer  
republik sowie im ringen gegen die nationalsozialisten hatten Wider-

1 | Vgl. Martin Debes: Christine Lieberknecht. Von der Mitläuferin zur Minister-
präsidentin. Eine politische Biografie, Essen 2014.



ständler dazu veranlasst, eine überkonfessionelle Partei zu schaffen, 
die sich auf ein christliches menschenbild berief. Die neu gegründete 
Partei wurde aber in der sowjetischen Besatzungszone bald durch die 
seD im „antifaschistischen Block” und später in der „nationalen front” 
ihrer eigenständigkeit beraubt und politisch von der seD abhängig  
gemacht. sie wurde zur „Blockpartei”. Die erzwungene unterwerfung 
der CDu hatte viele opfer gekostet. tausende sind in den Westen ge-
flohen, etwa 3.000 mitglieder kamen in die gefängnisse. selbst hohe 
CDu-funktionsträger waren betroffen. Viele wurden zur Zwangsarbeit 
in die sowjetunion deportiert. Zahlreiche von ihnen starben dort. etwa 
50 CDu-mitglieder wurden hingerichtet. Die harten Verfolgungsmaß-
nahmen machten einen organisierten Widerstand nahezu unmöglich. 
Dennoch formierten sich immer wieder konspirative gruppen in der 
CDu, die naturgemäß kaum in der Öffentlichkeit wahrgenommen wur-
den. manche unterhielten zum ostbüro der CDu in der Bundesrepublik 
kontakt, was aber höchst riskant war.

Die seD hatte ein engmaschiges kontrollsystem für die Blockparteien 
aufgebaut. federführend waren besondere abteilungen des Zentral-
komitees der seD. sie bestimmten die Personalpolitik und wachten 
darüber, dass auf den führungsebenen seD-höriges Personal agierte. 
Die abhängigkeit der CDu drückte sich auch in deren teilfinanzierung 
durch die seD aus. Wie alle anderen organisationen in der DDr wurde 
auch die CDu durch zahlreiche „inoffizielle mitarbeiter” (im) des minis-
teriums für staatssicherheit (mfs) überwacht. Das hat zweifelsfrei da-
für gesorgt, dass die Parteiapparate der CDu und deren funktionäre in 
das politische system eingebaut waren.

für die mitgliedschaft und zahlreiche kleine funktionsträger sah das 
allerdings anders aus. Der CDu war die politische aufgabe zugewiesen, 
für die christliche Bevölkerung als transmissionsriemen des Willens  
der seD zu dienen. Die CDu unterschied sich darin kaum von anderen 
massenorganisationen in der DDr, etwa dem kulturbund, der Volksso-
lidarität oder dem freien Deutschen gewerkschaftsbund (fDgB). in 
diese organisationen waren millionen DDr-Bürger integriert, die nur 
unvollständig seD-Positionen übernahmen. in der CDu-mitgliedschaft, 
wie im überwiegenden teil der Bevölkerung, gab es ein ineinander von 
anpassung und eigensinn. trotz der zur schau gestellten loyalität zum 

2 | Richard Bessel/ Ralph Jessen: Die Grenzen der Diktatur. Staat und Gesell-
schaft in der DDR, Göttingen 1996.
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regime versuchten sie im alltäglichen leben Bereiche auszumachen, 
wo es tatsächliche oder scheinbare „grenzen der Diktatur”2 gab.  
„es sind dies die sprachlichen (oder bildlichen) Dimensionen jener 
schwejkiaden, in der sich die angeblich ‚kleinen leute’ ihre eigene Zeit 
und ihren eigenen raum in den unübersichtlichkeiten der Herrschafts- 
und ausbeutungsverhältnisse ‚moderner’ gesellschaften zu sichern 
suchen.”3  Damit konnten die politischen ansprüche teilweise umgangen 
oder eigensinnig interpretiert werden. 

für solche Verhaltensstrategien boten die Blockparteien CDu und lDPD 
günstige Bedingungen. ihre mitglieder demonstrierten einerseits ihre 
loyalität, wie sie sich andererseits in dieser „nische” der seD-mitglied-
schaft entzogen. in einigen wenigen fragen konnte die CDu sogar an-
dere Haltungen einnehmen als die seD: sie musste nicht die Jugend-
weihe propagieren. abweichende meinungen hatte sie zur frage der 
kirchenmitgliedschaft und zur abtreibung. manche kirchenmitglieder 
konnten durch ihre CDu-mitgliedschaft berufliche Benachteiligungen 
etwas abmildern. Vor allem bekannte sich die CDu nicht zur marxis-
tisch-leninistischen staatsweltanschauung. insofern ist es falsch, wenn 
etwa der ehemalige Vorsitzende der „linken”, oskar lafontaine behaup-
tete, die CDu in der DDr wäre eine kommunistische Partei gewesen. 
Diese soziale sonderrolle bescherte der CDu und der lDPD in den 
1980er Jahren mit den sich vermehrenden krisen der DDr auch einen 
mitgliederzuwachs. 

Diese eigensinnige nutzung der CDu durch viele ihrer mitglieder kann 
allerdings noch keineswegs als politischer Widerstand verstanden wer-
den. in der Partei hat es zwar immer Widerspruch und opposition ge-
geben. aber solche Phänomene wurden durch die seD scharf verfolgt. 
auch die Parteiführung der CDu disziplinierte widerständige mitglieder.

Was weder die seD noch die willfährigen Parteiführer in der CDu ver-
hindern konnten, war die erinnerung an die geschichte der ost-CDu. 
für die Älteren blieben auch die namen der in den Westen geflüchteten 
Parteiführer, wie andreas Hermes oder Jakob kaiser ein Begriff. Die 
erinnerung an eine freie CDu wurde zudem ständig genährt, weil die 
West-CDu medial präsent war. Die DDr-Bürger kannten sich in der 

3 | Alf Lüdtke: Sprache und Herrschaft in der DDR. In: Alf Lüdtke/ Peter 
Bender (Hg.): Akten. Eingaben. Schaufenster. Die DDR und ihre Texte. 
Erkundungen zu Herrschaft und Alltag, Berlin 1997, S. 15.
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bundesdeutschen Politik und ihren Parteien meist besser aus als in den 
politischen stereotypen der DDr. Die erfolgreiche Westpartei CDu war 
gleichsam das leitbild, das bis in die CDu-mitgliedschaft hineinwirkte. 
immer wieder musste die Parteiführung im osten einschreiten, wenn 
ihre mitglieder zur Westpartei Beziehungen unterhielten.

1988 – die unzufriedenheit wächst

eine deutliche Politisierung der innerparteilichen kritik in der ost-CDu 
setzte erst 1988 ein.4 Das ist an den lageberichten des mfs über die 
CDu ablesbar. Jetzt häuften sich die beunruhigenden signale. Die re-
formen gorbatschows ließen Hoffnung auf mehr eigenständigkeit 
sprießen. unfreiwillig trug die seD das ihre dazu bei, weil sie, nun 
plötzlich selbst unter reformdruck geraten, auf das sozialistische „mehr-
parteiensystem” in der DDr verwies. Dies ermutigte die Blockparteien 
stärker, als es den kommunisten recht war. Wie schon vor Jahrzehnten 
im Zusammenhang mit der krise des 17. Juni 1953 sahen jetzt CDu-
leute eine Chance.

1988 wagten sich schon mehrere ortsgruppenvorsitzende in sachsen 
und im Bezirk frankfurt/oder weit vor, als sie öffentlich die führende 
rolle der seD ablehnten. am deutlichsten geschah dies in neuenhagen 
im kreis straußberg. in einem schreiben wurde die Bevormundung durch 
die seD kritisiert, ein Parteienpluralismus gefordert und eine Wahlrechts-
änderung verlangt, wie sie in der udssr angekündigt worden war. Die 
initiatorin, die Ärztin und CDu-ortsgruppenvorsitzende else ackermann, 
versuchte das Papier auch in der Presse unterzubringen. Der rias be-
richtete. Die CDu-führung ließ alle exemplare einsammeln und vernich-
ten. Das mfs verstärkte nun seinen konspirativen kampf gegen die neu-
enhagener rebellengruppe.5 Da sie nun auch Verbindungen zu opposi-
tionellen aufnahm und sich gegen die Wahlfälschungen im mai 1989 
wehrte, begann ihre Verfolgung durch das mfs. Die Ärztin verlor ihre 
stellung in der akademie der Wissenschaften.

Die Welle der innerparteilichen kritik in der CDu lief allmählich von un-
ten nach oben und erreichte selbst die mittlere Parteiebene. im april 

4 | Vgl. Manfred Agethen: Unruhepotentiale und Reformbestrebungen an der 
Basis der Ost-CDU im Vorfeld der Wende. In: Historisch-Politische Mit- 
teilungen 1 (1994), S. 89-114. Dort auch der Text des „Briefes aus  
Neuenhagen”.

5 | BStU ZA MfS HA XX/AKG Bl. 50ff.
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1989 klagte das mfs schon über „tendenzen der Überbetonung der  
eigenständigkeit”6 selbst in den Bezirksvorständen, obwohl das mfs die 
abwehrarbeit auf der führungsebene verstärkt hatte. Zwar hatte die 
Partei das misstrauen der Bevölkerung und der kirchen gegenüber der 
CDu noch nicht überwinden können, aber schon weigerten sich CDu-
gruppen, etwa in Berlin, als agitatoren gegen die kirche oder ihre  
kritischen mitglieder aufzutreten. 

Vielerorts liefen die Debatten in den ortsgruppen vollends aus dem 
ruder. in leipzig entstanden erste Verbindungen zu oppositionellen. 
mit den kommunalwahlen am 7. mai 1989, bei denen es wieder zu den 
DDr-üblichen Wahlfälschungen kam, verstärkte sich die emanzipation 
der CDu-Basis von der eigenen leitung und der seD. mancherorts  
traten bei den Wahlvorbereitungen CDu-leute auf, um mehr mandate 
zu erhalten. in Berlin und rostock konnte von der seD gerade noch 
verhindert werden, dass oppositionelle über CDu-mandate in die  
Volksvertretungen hineinkamen. in mehreren kreisen beteiligten sich  
CDu-mitglieder bei der auszählung der stimmen am abend des 
„Wahl”sonntags. Dies war eine aktion der opposition, um den nachweis 
der fälschungen erbringen zu können. einige Jenaer CDu-kandidaten 
nahmen wegen der nachgewiesenen Wahlfälschung ihr mandat nicht 
an. auch auf die massenflucht von DDr-Bürgern im sommer reagierten 
CDu-mitglieder ähnlich wie oppositionelle.

Das mfs identifizierte nun deutliche erscheinungen der absetzbewe-
gungen von den Vorgaben der seD. Die kontrollinstanzen konnten sol-
che Phänomene nicht auf intern verursachte Probleme zurückführen, 
sondern fahndeten nach von außen induzierten negativen einflüssen. 
schuld gaben sie den Westmedien, den privaten Westkontakten von 
CDu-mitgliedern, der Verbindung zu oppositionellen und den entwick-
lungen in Polen und ungarn.

in der CDu nahm die unruhe der Parteibasis bis in die kreisvorstände 
im sommer 1989 stetig zu. Die Berichte an die Parteiführung doku-
mentieren den unmut, ja auch den Zorn der CDu-mitglieder, die immer 
offener Veränderungen einforderten.7 

6 | BStU ZA MfS HA XX/AKG 84.
7 | Dem Verfasser liegen zahlreiche solche Berichte aus dem Archiv für 

Christlich-Demokratische Politik vor; vgl. etwa ACDP 02-045 58/1, 58/2, 
160/4, 216/1.
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Brief aus Weimar

Den stärksten impuls zur umorientierung der ost-CDu löste der „Brief 
aus Weimar” aus. es erregte viel aufsehen, als am 10. september 1989 
vier thüringer CDu-mitglieder und kirchliche mitarbeiter, martina Huhn, 
martin kirchner, Christine lieberknecht und gottfried müller, sich mit 
einem offenen Brief an die mitglieder und Vorstände der CDu wandten, 
der schnell in der CDu, in kirchlichen kreisen und in der Westpresse 
bekannt wurde. für die Verbreitung sorgte auch eine Pressekonferenz 
am rande der synode des DDr-kirchenbundes am 6. september 1989 
in eisenach. Die autoren hatten alle eine gewisse nähe zu kritischen 
kirchlichen aktivitäten.

in dreißig Punkten wurde zunächst die krise der DDr, die sich in der 
ausreisebewegung und der Überforderung der kirchen durch ihre po-
litische „stellvertreterrolle” zeigte, beschrieben. Die CDu wäre dadurch 
„herausgefordert, ihre gesellschaftliche mitverantwortung an höheren 
maßstäben zu messen”. Die „innerparteiliche Demokratie” solle sich 
nicht am „demokratischen Zentralismus” orientieren und die meinun-
gen der mitglieder sollten „authentisch zum ausdruck” kommen. im 
„Demokratischen Block” solle sich die CDu mehr profilieren, mehr mi-
nister in der regierung und in den regionen mehr einfluss fordern. 
auf gesellschaftlicher ebene solle mehr „offenheit”, unabhängigkeit 
der CDu-Presse, nachprüfbarkeit von Verwaltungsentscheidungen, die 
respektierung der „mündigkeit des Bürgers”, völlige reisefreiheit und 
rückreiserecht von ausgewanderten und eine „realistische sicht öko-
nomischer fakten” befördert werden. Vor allem aber wird ein „neues 
Wahlverfahren” für die nächsten Wahlen gefordert.8 

Diese forderungen blieben zwar hinter denen der meisten sich in die-
sen tagen neu formierenden oppositionsorganisationen zurück, weil 
sie das politische system mehr dynamisieren als verändern wollten, 
bedeuteten aber in der situation im september 1989 geradezu eine 
Provokation der erstarrten Partei und des in die krise geratenen poli-
tischen systems der seD. Das gründungsdokument des „neuen fo-
rums”, das zeitgleich von Bärbel Bohley initiiert wurde, war dagegen 
politisch viel unschärfer.

8 | Zitate nach dem Originaltext. Vgl. das Faksimile (Dok. 1).
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aber diese Papiere im september 1989 bekamen trotzdem eine enorme 
machtpolitische Wirkung, weil sie das schweigen durchbrachen, dem 
unmut Worte gaben und die angstschwelle überwanden. sie mobilisier-
ten die menschen, die einen anstoß brauchten, um zu sagen, was sie 
schon lange dachten. Diese Papiere als opportunistisch oder „wende-
hälsig” einzustufen, verkennt die politische lage im september völlig.

Der „Brief aus Weimar” wurde in der CDu heftig diskutiert und verbrei-
tete sich in wenigen tagen in der gesamten DDr, wo vielerorts die 
Wiederbelebung der CDu als oppositionspartei gefordert wurde. Die 
gleichgeschaltete offizielle CDu-Propaganda reagierte zunächst abweh-
rend. intern plante der völlig schockierte Parteichef gerald götting den 
ausschluss der autoren. möglicherweise hat er damit auf eine Vorgabe 
aus dem Politbüro der seD reagiert. aber selbst aus den Bezirksver-
bänden der CDu bekam götting nun gegenwind.

Der „Brief aus Weimar” beschäftigte ähnlich wie die gründungsdoku-
mente der oppositionsbewegungen auch die höchsten seD-führer. Das 
mfs lieferte eine „strafrechtliche einschätzung”. Danach war der 
straftatbestand der „staatsfeindlichen Hetze” erfüllt, der mit mehreren 
Jahren Haft geahndet werden konnte. Bei Weitergabe des Briefes sollte 
mit geldbuße vorgegangen werden. Diese einschätzung entsprach auch 
der Verfolgung von autoren anderer oppositioneller initiativen.9

anfang oktober ließ der Hauptvorstand der CDu eine Propagandaschrift 
ausgeben, in der im seD-stil erklärt wurde, dass faktisch alle forde-
rungen des Briefes ohnehin in der CDu erfüllt seien. „nicht rütteln” 
lassen wollte die Parteiführung am „bewährten Prinzip der gemeinsam-
keit aller kräfte der nationalen front”.

Doch der „Brief aus Weimar” lief um und brachte eine unabhängigkeits-
bewegung in gang, die manche seiner inhalte überholte. am 10.  
oktober 1989 verlangte die Betriebsleitung und die gewerkschafts-
gruppe der CDu-Druckerei union eine „objektive, realistische, kritische 
und umfassende Berichterstattung”.10 aus der Partei heraus kam es zu 

9 | Original der strafrechtlichen Einschätzung des Briefes aus Weimar in 
Sammlung Neubert.

10 | Erklärung der Betriebsleitung und Betriebsgewerkschaftsleitung der Union 
Druckerei Berlin. 10.10.1989, maschinenschriftlich, Kopie, Informations- 
und Dokumentationsstelle der EKD Berlin. Akte DDR-Demokratisierung.
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zahlreichen Protesten gegen die eigene führung und gegen den füh-
rungsanspruch der seD. mancherorts versuchte die CDu auch, sich bei 
Demonstrationen mit rednern zu profilieren. am schnellsten ging die 
emanzipation der Blockpartei im thüringischen eichsfeld und einigen 
kleinen sächsischen gebieten vor sich, wo kleine refugien einer über-
wiegend katholischen Bevölkerung bestanden.11 

CDu in der absetzbewegung vom Block 

im oktober entstand für die CDu eine verzwickte lage. in ihr ging der 
Demokratisierungsprozess rasch voran. Der Druck auf die führung 
wurde stärker. Die autoren des „Brief aus Weimar” wurden nun auch 
vom Hauptvorstand empfangen. gleichzeitig fanden an vielen orten, 
z.B. in Weimar, Demonstrationen gegen CDu-funktionäre in staats-
diensten statt. Während mancherorts CDu-leute die revolution vor-
antrieben, warteten andere ängstliche funktionäre noch ab. aber der 
aufbruch war nicht mehr zu verhindern. Die Volkskammer-fraktion der 
union entzog sich rasch dem Zwang kollektiver Zustimmung. sie 
stimmte auch gegen die Wahl des Honecker-nachfolgers egon krenz 
zum staatsratsvorsitzenden.

Zum Durchbruch kam die erneuerung der CDu, als sich am nachmittag 
des 9. november 1989 in der friedrichstadtkirche in Berlin eine gruppe 
traf, die Pläne für die inhaltliche und personelle erneuerung schmiedete. 
Zu ihnen gehörte als wesentlicher initiator gottfried müller von der  
Weimarer gruppe. Vereinbart wurde, dass die führenden gremien zu-
rücktreten müssten, ein Parteitag einberufen, die alten länderstrukturen 
wieder hergestellt und die nationale identifikation der Partei herausge-
stellt werden sollten. Vorsitzender sollte lothar de maizière werden. 
Daran schloss sich eine öffentliche Veranstaltung in der kirche an, in der 
teile des erneuerungsprogramms bekannt gemacht und die gründung 
einer Jugendorganisation angekündigt wurden. erstmals waren vom 
Demokratischen aufbruch auch Vorstandsmitglieder als gäste anwesend. 

noch während der Veranstaltung wurde die mauer unter dem Druck 
der Berliner Bevölkerung geöffnet. Diese einschneidende Änderung 
beschleunigte den erneuerungsprozess. Die richtung dieser reformen 
war durch zwei faktoren bestimmt. einmal war dies die rückbesinnung 

11 |   Vgl. Dok. 3 im Anhang.
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auf die kurze Periode nach dem krieg, in der die CDu noch spielräume 
hatte. Zum anderen lief die entwicklung auf eine angleichung an die 
West-CDu hinaus. nun entstanden auch folgerichtig die ersten stabilen 
Verbindungen zur Bundes-CDu. allerdings misstrauten noch viele west-
deutsche Politiker der ostdeutschen schwesterpartei tief.

mit dem Zerfall des machtapparates der seD verloren auch die natio-
nale front und der „Demokratische Block" ihre funktion. kurz vor der 
installation des runden tisches verließen am 4. Dezember die CDu 
und am 5. Dezember 1989 die lDPD den „Demokratischen Block”, 
nachdem de maizière dies schon vorher angekündigt hatte. am runden 
tisch, der auf Druck der opposition eingerichtet worden war, versuch-
ten nun die ehemaligen Blockparteien, sich nicht mehr auf ihre Ver-
gangenheit festlegen zu lassen und agierten inzwischen unabhängig. 
Die Blockparteien distanzierten sich zunehmend von der sozialismus-
idee. schon am 1. Dezember 1989 wollte die CDu in der Volkskammer 
die sozialismusformel aus dem artikel 1 der Verfassung der DDr ge-
strichen haben. sie konnte sich damit allerdings nicht durchsetzen. 

Bei der lösung von der seD wurden nun auch christliche orientierun-
gen verstärkt, die in der mitgliedschaft der Blockparteien trotz aller 
gleichschaltung vorhanden waren und bisheriges taktisches anpas-
sungsverhalten zurückgehen ließen. Die Weimarer gruppe gab der 
Partei schließlich eine demokratische legitimation, konnte einflussrei-
che Positionen einnehmen und hatte die Partei insgesamt gegen die 
alte führung rebellisch gemacht. 

Die Wende der Blockparteien, die sich nur zögerlich von belasteten 
funktionären trennten, wurde auch von schwächen der opposition be-
günstigt. ab november bekam vor allem die CDu verstärkt Zuspruch 
aus der Bevölkerung und es gingen mit der zunehmenden orientierung 
an der West-CDu auch oppositionelle aus der Bürgerbewegung, vor 
allem aus dem neuen forum, zu ihr über. auf einem sonderparteitag 
am 15. und 16. Dezember 1989 wurden die Weichen für die erneue-
rung der CDu endgültig gestellt. Der Demokratische aufbruch ging mit 
der CDu ab februar 1990 ein Bündnis ein.

mfs und revolution

manche ungleichzeitigkeiten und Zögerlichkeiten während der um-
orientierung der ost-CDu gingen zweifellos auch auf das konto der 
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kontroll- und einflussmöglichkeiten der seD zurück. Die frage steht 
auch, ob und wie das mfs über seine zahlreichen im in die Partei hin-
einwirkte. selbst die wichtige Weimarer reformgruppe hatte in gestalt 
von martin kirchner, der bald generalsekretär der CDu wurde, auch 
das mfs am tisch. als seine im-tätigkeit im august 1990 bekannt 
wurde, verlor er sein amt.

kirchner, im „Hesselbarth”, der in die kirche und die ost-CDu einge-
schleust war, hatte eine zwanzigjährige im-karriere hinter sich. er trat 
im Herbst 1989 mit einem dezidierten antikommunismus hervor, den 
er ebenso radikal vertrat, wie er vorher seine christlichen freunde be-
kämpft hatte. Jetzt aber machte er sich zum Vorreiter der Bewegung. 
als die Weimarer im september 1989 bei ihrer Werbung für den Brief 
unwissentlich auf andere im gestoßen waren, hatten diese sich nicht 
beteiligt. 

möglicherweise war dieser Übereifer kirchners art, den Zusammenbruch 
des kommunistischen systems, dessen teil er war, zu verarbeiten. Ähn-
lich haben sich andere spitzenpolitiker mit mfs-anbindung verhalten, 
wie Wolfgang schnur im Demokratischen aufbruch und ibrahim Böhme 
in der sDP/sPD. sie gingen wohl zunächst risiken ein, weil sie sich 
durch ihren Verrat abgesichert fühlten. später hatte sie offenbar der 
machthunger gepackt. ihr einfluss auf ihre Parteien oder gar auf den 
Verlauf der revolution darf jedoch nicht überschätzt werden. sie 
schwammen auf der politischen Welle, die sie mitriss. ihre geltungs-
sucht, die sie einst in die arme des mfs getrieben hatte, sorgte nun 
dafür, dass sie ohne skrupel demokratische Ämter besetzen wollten.

Das mfs, das sie zunächst als informationsquellen nutzte, war bald kaum 
noch in der lage, sinnvolle strategien zu entwickeln, die revolution 
umzulenken oder gar aufzuhalten. spekulationen oder auch nur andeu-
tungen, dass der „Brief aus Weimar” eine kreation des mfs oder gar der 
sowjets war, fußen auf absurden Verschwörungstheorien.12 Die mfs-
Dokumente zeigen stets, dass der geheimdienst allenfalls destruktiv 
wirkte. er konnte komplexe politische Prozesse wie eine revolution mit-
samt seiner eigenen auflösung, der ausschaltung der repressionsorgane 
und die institutionelle sicherung der Demokratie nicht abwehren. 

12 | Debes fasst solche Vermutungen in Fragesätze, a.a.O., S. 54. In weiteren 
Presseveröffentlichungen spitzt er dies zum Verdacht zu.
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schritte aus der unfreiheit

in dem Prozess der selbstbefreiung der CDu in der DDr spielte der 
„Brief aus Weimar” eine zentrale rolle. Die inhalte dieses historischen 
Dokumentes wurden bald von der entwicklung in der CDu und in der 
DDr überholt. so aber ging es allen akteuren, den oppositionellen und 
auch der westdeutschen Politik. Das im september 1989 nicht voraus-
sehbare glückliche ende der friedlichen revolution darf nicht darüber 
hinwegsehen lassen, dass es einen anfang gab, der aus kleinen schrit-
ten bestand. Diese schritte gingen damals mutige menschen in der 
DDr. sie kamen aus der opposition, aus den künstlerischen milieus 
und aus den kirchen. einige kamen eben auch aus der CDu. Der Brief 
aus Weimar dokumentiert das.
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Der „Brief aus Weimar” leitete im Herbst 1989  

die Selbstbefreiung der CDU in der DDR ein.  

Die Partei war nur der Transmissionsriemen  

der Politik der SED. Unterhalb der Funktionärs­

ebene blieb jedoch die Erinnerung an die demo­

kratischen Anfänge lebendig. Die vorliegende 

 Studie beschreibt den Prozess der Emanzipation 

der Ost­CDU als einen wichtigen Beitrag zur 

 friedlichen Revolution.
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